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Achtunddreißigste Verordnung 
zur Änderung der Außenwirtschaftsverordnung 

Auf Grund des § 27 Abs. 1 Satz 1 in Verbindung 
mit § 2 Abs. 1 bis 3, §§ 5, 7 Abs. 1 Nr. 2 und 3, 
§ 26 Abs. 1 und § 33 des Außenwirtschaftsgesetzes 
in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungs-
nummer 7400-1, veröffentlichten bereinigten Fas-
sung, von denen § 26 Abs. 1 durch § 40 Nr. 1 des 
Gesetzes vom 31. August 1972 (BGBl. I S. 1617) und 
§ 33 durch Artikel 1 Nr. 8 des Gesetzes vom 29. März 
1976 (BGBl. I  S. 869) geändert worden sind, verord-
net die Bundesregierung: 

Artikel 1 

Die Außenwirtschaftsverordnung in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 31. August 1973 (BGBl. I 
S. 1069), zuletzt geändert durch die Verordnung vom 
22. Dezember 1976 (BGBl. I S. 3679), wird wie folgt 
geändert: 

1. In § 5 Abs. 2 und in § 38 Abs. 1 Nr. 1 werden 
die Worte „ein Land der Länderlisten A oder 
B" durch die Worte „ein Land der Länderliste 
A/B" ersetzt. 

2. In § 6 a Abs. 1 wird am Schluß der Punkt durch 
ein Komma ersetzt und angefügt: 

„soweit diese Verordnungen keine Ausnahmen 
hinsichtlich der Beachtung von Qualitätsnor-
men vorsehen." 

3. § 10 Abs. 3 Satz 4 erhält folgende Fassung: 

„Für Ausfuhren im gemeinschaftlichen Versand-
verfahren nach der Verordnung (EWG) Nr. 
222/77 des Rates vom 13. Dezember 1976 über 
das gemeinschaftliche Versandverfahren (ABI. 
EG Nr. L 38 S. 1) in der jeweils geltenden Fas-
sung ist Ausgangszollstelle 

1. für Waren, die im gemeinschaftlichen Ver-
sandverfahren für Warenbeförderungen im 
Eisenbahnverkehr nach Titel IV Abschnitt I 
der Verordnung (EWG) Nr. 223/77 der Kom-
mission vorn 22. Dezember 1976 über Durch-
führungsbestimmungen und Vereinfachungs-
maßnahmen des gemeinschaftlichen Versand-
verfahrens (ABI. EG Nr. L 38 S. 20) in der 

jeweils geltenden Fassung mit einem deut-
schen Beförderungspapier nach einem Aus-
gangsbahnhof im Wirtschaftsgebiet oder nach 
einem Bahnhof in einem Seehafen oder Zoll-
freigebiet befördert werden, die den Ausgang 
überwachende Zollstelle oder Grenzkontroll-
stelle, beim Ausgang über ein Zollfreigebiet 
nach See die Zollstelle des Zollfreigebietes, 
im Freihafen Hamburg das Freihafenamt, 

2. in den übrigen Fällen die Zollstelle, bei der 
das gemeinschaftliche Versandverfahren be-
ginnt (Abgangszollstelle), jedoch bei der Aus-
fuhr im gemeinschaftlichen Versandverfahren 
für Warenbeförderungen im Eisenbahnver-
kehr, sofern das Beförderungspapier der Ab-
gangszollstelle nicht vorzulegen ist, die für 
den Versandbahnhof zuständige Zollstelle; 

die Befugnisse der  in  den Sätzen 1 bis 3 ge-
nannten Zollstellen zur Prüfung der Zulässigkeit 
der Ausfuhr (§ 11 Abs. 1) bleiben unberührt." 

4. § 12 Abs. 3 Satz 4 erhält folgende Fassung: 

„Der Ausfuhrschein ist am dritten Werktage des 
folgenden Monats abzugeben, wenn die Ver-
sandzollstelle nichts anderes bestimmt." 

5. § 16 a Abs. 2 Nr. 2 erhält folgende Fassung: 

„2. bei der Ausfuhr im erleichterten Verfahren 
nach § 19 Abs. 1 Nr. 7, 10, 14, 16, 17, 17a, 
21, 30, 31, 32 und 39;". 

6. § 19 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 39 erhält folgende Fassung: 

„39. Waren, die zur vorübergehenden Lage-
rung oder lediglich zur Beförderung 
außerhalb des Wirtschaftsgebietes aus-
geführt werden und unverändert wieder 
eingeführt werden sollen;". 

b) Der Text von Nummer 40 wird gestrichen. 

7. § 20 a Abs. 2 und 3 erhält folgende Fassung: 

„(2) Bei der genehmigungsfreien Ausfuhr der 
in Absatz 1 bezeichneten Waren im gemein- 

Gemäß § 27 Abs. 2 des Außenwirtschaftsgesetzes zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers 
— 14 (42) — 651 09 — Au 53/77 — vom 21. November 1977. 
Verkündet am 18. November 1977 im Bundesgesetzblatt I S. 2073. 

Federführend: Bundesminister für Wirtschaft. 
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schaftlichen Versandverfahren für Warenbeför-
derungen im Eisenbahnverkehr oder unter Inan-
spruchnahme der Vereinfachung der Förmlich-
keiten bei der Abgangszollstelle nach Titel IV 
der Verordnung (EWG) Nr. 223/77 in der je-
weils geltenden Fassung kann der Ausgangszoll-
. stelle an Stelle der Kontrollbescheinigung oder 
der Empfangsbestätigung eine Durchschrift die-
ser Bescheinigungen zusammen mit dem Aus-
fuhrschein oder der Versand-Ausfuhrerklärung 
vorgelegt werden. 

(3) Eine Kontrollbescheinigung oder Emp-
fangsbestätigung ist nicht erforderlich, wenn der 
Nachweis erbracht wird, daß die Ware für einen 
Be- oder Verarbeitungsbetrieb bestimmt ist, oder 
wenn für die Ausfuhr der Ware die Befreiungen 
nach § 19 gelten." 

8. § 20d Abs. 3 Nr. 4 erhält folgende Fassung: 

„4. bei Ausfuhren im erleichterten Verfahren 
nach § 19 Abs. 1 Nr. 7, 10, 14, 16, 17, 17 a, 
21, 30, 31, 32 und 39." 

9. § 20 e Abs. 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Werden die Waren nicht im gemeinschaft-
lichen Versandverfahren befördert, ist der Ver-
sandzollstelle ein Kontrollexemplar T Nr. 5 nach 
den Artikeln 10 bis 14 der Verordnung (EWG) 
Nr. 223/77 in der jeweils geltenden Fassung vor-
zulegen, das in Feld 104 den Vermerk ,Ausgang 
aus der Gemeinschaft Beschränkungen unter-
worfen' trägt." 

10. § 22 Abs. 2 Nr. 3 erhält folgende Fassung: 

„3. Schwefelkies (Warennummer 2502 000), 
Schwefel (Warennummer 2503 100), Roh-
phosphat (Warennummern 2510 100 und 
2510 900), natürlichem rohem Natriumborat 
(Warennummer 2530 100), metallurgischen 
Erzen, auch angereichert, und Schwefelkies-
abbränden (Warennummern 2601 120 bis 
2601 980), Titanschlacke (aus Warennummer 
2603 550), Selen (Warennummer 2804 500), 
Äthylen (Warennummer 2901 220), Propylen 
(Warennummer 2901 240), Butadien (aus 
Warennummer 2901 250), Cyclohexan (Wa-
rennummer 2901 360), Benzol (Warennum-
mer 2901 630), Toluol (Warennummer 
2901 640), Styrol (Warennummer 2901 710), 
Silber und Silberlegierungen, unbearbeitet 
(Warennummern 7105 010 und 7105 030), 
Gold und Goldlegierungen, unbearbeitet 
(Warennummer 7107 100), Platin, Platinbei

-

metallen und ihren Legierungen, als Pulver 
oder unverarbeitet (Warennummern 7109 010, 
7109 110 und 7109 220 bis 7109 239), Edel-
metallasche und Gekrätz sowie anderen Be-
arbeitungsabfällen und Schrott von Edel-
metallen (Warennummern 7111 102 bis 
7111 508) und Vorstoffen von Nichteisen-
metallen der Warennummern 7401 010, 
7401 110, 7501 100 und 7801 010 der Einfuhr-
liste,". 

11. In § 27 Abs. 5 Nr. 3 wird das Wort „Zollan-
meldung" durch das Wort „Zahlungsanmel-
dung" ersetzt. 

12. § 27 a wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr. 2 und 3 werden die Worte 
„in den Länderlisten A oder B" durch die 
Worte „in der Länderliste A/B" ersetzt. 

b) In Absatz 1 Nr. 3 wird die Angabe „01 bis 
19" durch die Angabe „01 bis 20" ersetzt. 

c) In Absatz 3 wird nach Nummer 4 folgende 
Nummer 5 eingefügt: 

„5. bei der Abfertigung von Waren zur ak-
tiven Veredelung der Vordruck E 2 m, 
soweit erforderlich mit Ergänzungsblatt 
E 2 b,". 

Die bisherige Nummer 5 wird Nummer 6. 

13. In § 30 Abs. 1 wird nach Satz 1 folgender Satz 2 
eingefügt: 

„Sie kann auch auf einem Vordruck nach Anla-
ge E 5 erteilt werden." 

14. § 32 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr. 1 und Nr. 33 Buchstabe t 
werden die Worte „in den Länderlisten A 
oder B" durch die Worte „in der Länderliste 
A/B" ersetzt. 

b) In Absatz 1 Nr. 3 Buchstabe a wird die An-
gabe „01 bis 19" durch die Angabe „01 bis 
20" ersetzt. 

c) In Absatz 1 Nr. 33 werden die Angaben „55 
bis 58 und 61 bis 71" durch die Angaben „55 
und 61 bis 71" ersetzt. 

d) In Absatz 1 Nr. 33 wird der Text von Buch-
stabe p gestrichen. 

e) In Absatz 1 Nr. 36 werden in Buchstabe d der 
Punkt durch ein Komma ersetzt und folgende 
Buchstaben e und f angefügt: 

„e) nach der Verordnung (EWG) Nr. 754/76 
des Rates vom 25. März 1976 über die 
zollrechtliche Behandlung von Waren, die 
in das Zollgebiet der Gemeinschaft zu-
rückkehren (ABI. EG Nr. L 89 S. 1), in 
der jeweils geltenden Fassung, 

f) nach der Verordnung (EWG) Nr. 1990/76 
des Rates vom 22. Juli 1976 über die zoll-
rechtliche Behandlung von zu Erpro-
bungs- oder Untersuchungszwecken ein-
geführten Waren (ABI. EG Nr. 219 S. 14) 
in der jeweils geltenden Fassung." 

15. § 33 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Die Absätze 1 und 2 gelten ferner nicht für 
die Einfuhr von Waren, wenn Ursprungsland 
Südrhodesien (Rhodesien) ist, sowie für die Ein-
fuhr von Chromerz (Warennummer 2601 770) 
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und Ferrochrom (Warennummern 7302 512 bis 
7302 516 der Einfuhrliste), wenn Ursprungsland 
die Republik Südafrika und Südwestafrika ist." 

16. § 58 c wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Text wird Absatz 1. 

b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 an-
gefügt: 

„(2) Die Entgegennahme von Zahlungen Ge-
bietsfremder, die in Südrhodesien (Rhode- 

- sien)  ansässig sind, bedarf der Genehmigung, 
wenn diese Zahlungen für südrhodesische 
(rhodesische) Behörden oder sonstige amt-
liche südrhodesische (rhodesische) Stellen im 
Wirtschaftsgebiet bestimmt sind." 

17. § 70 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Nr. 1 Buchstabe 1 erhält folgende 
Fassung: 

„1) nach § 58 c Zahlungen leistet oder ent-
gegennimmt,". 

b) Absatz 4 Nr. 10 erhält folgende Fassung: 

„10. als Einführer entgegen § 27 Abs. 2 Nr. 3, 
§ 27 a Abs. 1, 3 oder 4 eine Einfuhrkon-
trollmeldung oder eine nach § 27 a 
Abs. 5 zugelassene Meldung nicht, un-
richtig, nicht vollständig oder nicht 
rechtzeitig abgibt,". 

18. Die Anlage L zur Außenwirtschaftsverordnung 
wird durch die Anlage 1 zu dieser Verordnung 
ersetzt. 

19. Die Anlagen E 2 bis E 2 e sowie Z 5 und Z 5 a 
zur Außenwirtschaftsverordnung werden durch 
die Anlagen 2 bis 7 b zu dieser Verordnung er-
setzt. 

20. Die Anlage 8 zu dieser Verordnung wird die 
Anlage E 2 m (Zollantrag und Zollanmeldung/ 
Einfuhranmeldung für die Abfertigung von  Wa-
ren zur aktiven Veredelung) zur Außenwirt-
schaftsverordnung. 

21. Die Anlage 9 zu dieser Verordnung wird die 
Anlage E 5 (Einfuhrgenehmigung — EDV) zur 
Außenwirtschaftsverordnung. 

Artikel 2 

Die durch Artikel 1 Nr. 19 geänderten Vordrucke 
können bis zum 31. Dezember 1977 in ihrer bisheri-
gen Fassung verwendet werden. 

Artikel 3 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Über-
leitungsgesetzes in Verbindung mit § 51 Abs. 4 des 
Außenwirtschaftsgesetzes auch im Land Berlin, so-
weit sie sich nicht auf Rechtsgeschäfte und Hand-
lungen bezieht, die nach dem Gesetz Nr. 43 des 
Kontrollrates vom 20. Dezember 1946 oder nach 
sonstigem in Berlin geltendem Recht verboten sind 
oder der Genehmigung bedürfen. 

Artikel 4 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Ver-
kündung in Kraft. 
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Anlage 1 der Verordnung 

Anlage L 
zur Außenwirtschaftsverordnung 

Länderliste D 

Amerikanische Jungferninseln 
Amerikanisch-Ozeanien 
Bahamas 
Belgien und Luxemburg 
Belize (ehem. Brit.-Honduras) 
Bermuda 
Brasilien 
Britisches Gebiet im Indischen Ozean 
(Tschagosinseln usw.) 

Britisch-Ozeanien 
Brunei 
Dänemark 
Falklandinseln und zugehörige Gebiete 
Fidschi 
Frankreich (einschl. Monaco) 
Ghana 
Gibraltar 
Griechenland 
Großbritannien und Nordirland (Vereinigtes König-
reich einschl. Brit. Kanalinseln und Insel Man) 

Hongkong 4) 
Italien (einschl. San Marino) 
Japan 
Jugoslawien 2) 
Kanada 
Malaysia (Malaiischer Bund, Sabah, Sarawak) 
Marokko 

Mauritius 
Niederlande 
Nigeria 
Norwegen (einschl. Svalbard [Spitzbergen]) 
Osterreich (ohne Jungholz und Mittelberg) 
Panamakanal-Zone 
Portugal (einschl. Azoren und Madeira) 
Republik Irland 1 ) 
Republik Südafrika und Südwestafrika 1 ) 
Schweiz (einschl. Büsingen, Liechtenstein) 
Seychellen und zugehörige Gebiete 
Singapur 
St. Helena und zugehörige Gebiete 
Spanien 3) 
Südjemen 
Südrhodesien (Rhodesien) 
Taiwan 
Türkei 
Tunesien 
Vereinigte Staaten von Amerika (einschl. Puerto 

Rico) 
Westindien 

1) = End Use Certificate 
2) = Endverbleibsbestätigung 
3) = Verbleibsbescheinigung der spanischen diplomatischen Vertre-

tungen 
4) = Einfuhrgenehmigung 

Länderliste E 

Land Ausstellende Behörde 

Australien Department of Trade and Customs and Excise 
Canberra 

Belgien Office Central des Contingents et Licences 
Bruxelles 

Bolivien Banco Central 
La Paz 

Bundesrepublik Deutschland Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft 
Eschborn/Taunus 
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Land Ausstellende Behörde 

Chile Departamento del Cobre Jefe, Division Comercial 
Santiago 

Dänemark Handelsministeriets Licenskontor 
Kopenhagen K 

Frankreich Ministère de l'Economie et des Finances 
Direction Générale des Douanes et Droits 
Indirects Division G — Autorisations Commerciales 
Paris 

Gibraltar The Controller of Civil Supplies 
Colonial Secretariat 
Gibraltar 

Griechenland Bank of Greece 
Athen 

Großbritannien und Nordirland The Controller Export Licensing Branch Board 
of Trade 
London E.C.4 

Hongkong Director of Trade, Industry and Customs 
Hong Kong 

Italien Ministero delle Finanze Direzione Generale delle 
Dogane 
Roma 

Japan Ministry of International Trade and Industry 
Export Licensing Office 
Tokyo 

Kanada Chief Export and Import Permits Section 
Department of Trade and Commerce 
Ottawa 

Luxemburg Ministère des Affaires Etrangères 
Office des Licenses 
Luxembourg 

Marokko Direction du Commerce, Service du Commerce 
Extérieur, Bureau des Importations et 
Approvisionnements Généraux 
Rabat 

Neuseeland Controller of Customs 
Wellington 

Niederlande Centrale Dienst voor In- en Uitvoer 
Den Haag 

Norwegen Handelsdepartementet Direktoratet for eksport- og 
importregulering 
Oslo 
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Land Ausstellende Behörde 

Peru Ministerio de Hacienda y Comercio 
Dirección General de Comercio 
Departamento de Exportaciones 
Lima 

Philippinen Export Control Committee 
Department of Commerce and Industry 
Manila 

Portugal Ministerio da Economia 
Direcca-General do Comercio 
Reparticao do Licenciamento do Comercio Externo 
Lisboa 

Republik Südafrika und Südwestafrika Department of Commerce and Industries 
Pretoria 

Schweden *) State Trade and Industry Commission 
Stockholm 

Schweiz *) Eidgenössisches Volksdepartement 
Handelsabteilung Sektion für Ein- und Ausfuhr 
Bern 

Südrhodesien (Rhodesien) Federal Ministry of Commerce and Industry 
Salisbury 

Türkei Ministry of Commerce 
Department of Foreign Commerce 
Ankara 

Tunesien Direction des Finances 
Service des Finances Extérieures 
Tunis 

Vereinigte Staaten von Amerika United States Department of Commerce 
Office of Export Control 
Washington 25 D.C. 

*) Bei Schweden und der Schweiz tritt an die Stelle des Durchfuhrberechtigungsscheins eine beglaubigte Abschrift der Ausfuhrgenehmigung. 

Länderliste F 1 

Ägypten 
Albanien 
Bulgarien 
Chile 
Ecuador 
Kolumbien 
Korea (Demokratische Volksrepublik) 
Kuba 
Liberia 
Mongolische Volksrepublik 

Panama (ohne Kanalzone) 
Polen 
Rumänien 
Sowjetunion 
Sri Lanka 
Syrien 
Tschechoslowakei 
Ungarn 
Vietnam 
Volksrepublik China 
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Länderliste F 2 

Afghanistan 

Algerien 
Amerikanische Jungferninseln 

Amerikanisch-Ozeanien 

Andorra 

Angola 

Argentinien 

Äquatorialguinea 

Äthiopien 

Australien 

Australisch-Ozeanien (Heard- und McDonaldinseln, 
Kokosinseln, Weihnachts- und Norfolkinseln) 

Bahamas 

Bahrain 

Bangladesch 

Belgien und Luxemburg 

Belize (ehem. Brit.-Honduras) 

Benin (ehem. Dahome) 

Bermuda 

Bhutan 

Bolivien 
Botsuana 
Britisches Gebiet im Indischen Ozean (Tschagos-
inseln usw.) 

Britisch-Ozeanien 
Brunei 
Burundi 
Ceuta und Melilla 
Costa Rica 
Dänemark 
Dominikanische Republik 
Elfenbeinküste 
El Salvador 
Falklandinseln und zugehörige Gebiete 
Färöer 
Fidschi 
Finnland 
Frankreich (einschl. Monaco) 
Französisches Afar- und Issagebiet 
Französisch-Guayana 
Französisch-Polynesien 
Gabun 
Gambia 
Ghana 
Gibraltar 
Griechenland 
Grönland 
Großbritannien und Nordirland (Vereinigtes König-
reich einschl. Brit. Kanalinseln und Insel Man) 

Guadeloupe 
Guatemala 
Guinea-Bissau (ehem. Port.-Guinea) 
Hongkong 

Indien (einschl. Sikkim) 
Irak 

Iran 
Island 
Israel 
Italien (einschl. San Marino) 
Jamaika 

Japan 
Jordanien 

Jugoslawien 

Kambodscha 

Kamerun 

Kanada 

Katar 
Kenia 

Komoren 
Korea (Republik) 
Kuwait 
Laos 
Lesotho 
Libanon 

Libyen 

Macau 
Madagaskar 

Malawi 
Malaysia (Malaiischer Bund, Sabah, Sarawak) 
Malediven 

Mali 
Malta 
Marokko 

Martinique 
Mauretanien 

Mauritius 
Mexiko 
Mosambik 
Nauru 
Nepal 
Neue Hebriden 
Neukaledonien und zugehörige Gebiete 
Neuseeland 
Neuseeländisch-Ozeanien (Niue-, Tokelau- und 
Cookinseln) 

Nicaragua 
Niederlande 
Niederländische Antillen (Curaçao, Aruba usw.) 
Niger 
Nigeria 
Nordjemen 
Norwegen (einschl. Svalbard [Spitzbergen]) 
Obervolta 
Oman 
Osterreich (ohne Jungholz und Mittelberg) 
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Pakistan 

Panamakanal-Zone 

Papua-Neuguinea 

Paraguay 

Peru 

Philippinen 

Portugal (einschl. Azoren und Madeira) 

Republik Guyana 

Republik Guinea 

Republik Haiti 

Republik Honduras 

Republik Irland 

Republik Kap Verde 

Republik Südafrika und Südwestafrika 

Réunion 

Ruanda 

Sambia 

São Tomé und Principe 
Saudi-Arabien 
Schweden 
Schweiz (einschl. Büsingen, Liechtenstein) 
Senegal 
Seychellen und zugehörige Gebiete 
Sierra Leone 
Singapur 

Somalia 
Spanien 
Sudan 
Südjemen 
Surinam 
Swasiland 
Taiwan 
Tansania 
Thailand 
Togo 
Tonga 
Trinidad und Tobago 
Tschad 
Türkei 
Tunesien 
Uganda 
Vatikanstadt 
Vereinigte Staaten von Amerika (einschl. Puerto 

Rico) 
Volksrepublik Kongo 
Wallis und Futuna 
Westindien 
Westsamoa 
Zaire (ehem. Kongo Kinshasa) 
Zentralafrikanische Republik 
Zypern 

Länderliste G 1 

Afghanistan 
Amerikanische Jungferninseln 
Amerikanisch-Ozeanien 
Andorra 
Angola 
Äquatorialguinea 
Äthiopien 
Australien 

Australisch-Ozeanien (Heard- und McDonaldinseln, 
Kokosinseln, Weihnachts- und Norfolkinseln) 

Bahamas 
Bahrain 
Belgien und Luxemburg 
Belize (ehem. Brit.-Honduras) 
Benin (ehem. Dahome) 
Bermuda 
Bhutan 
Birma 
Botsuana 

Britisches Gebiet im Indischen Ozean (Tschagos-
inseln usw.) 

Britisch-Ozeanien 
Brunei 
Burundi 

Ceuta und Melilla 
Costa Rica 
Dänemark 
Dominikanische Republik 
Elfenbeinküste 
El Salvador 
Falklandinseln und zugehörige Gebiete 
Färöer 
Fidschi 
Finnland 
Frankreich (einschl. Monaco) 
Französisches Afar- und Issagebiet 
Französisch-Guayana 
Französisch-Polynesien 
Gabun 
Gambia 
Ghana 
Gibraltar 
Griechenland 
Grönland 
Großbritannien und Nordirland (Vereinigtes König-
reich einschl. Brit. Kanalinseln und Insel Man) 

Guatemala 
Guinea-Bissau (ehem. Port.-Guinea) 
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Hongkong 
Island 
Israel 
Italien (einschl. San Marino) 
Jamaika 
Japan 
Jordanien 
Kambodscha 
Kamerun 
Kanada 
Katar 
Kenia 
Komoren 
Korea (Republik) 
Kuwait 
Laos 
Lesotho 
Libanon 
Liberia 
Libyen 
Macau 
Madagaskar 
Malawi 
Malaysia (Malaiischer Bund, Sabah, Sarawak) 
Malediven 
Mali 
Malta 
Mauretanien 
Mauritius 
Mosambik 
Nauru 
Nepal 
Neukaledonien und zugehörige Gebiete 
Neuseeland 
Neuseeländisch-Ozeanien (Niue-, Tokelau- und 
Cookinseln) 

Nicaragua 
Niederlande 
Niederländische Antillen (Curaçao, Aruba usw.) 
Niger 
Nigeria 
Nordjemen 
Norwegen (einschl. Svalbard [Spitzbergen]) 
Obervolta 
Osterreich (ohne Jungholz und Mittelberg) *) 
Panama (ohne Kanalzone) 
Panamakanal-Zone 
Paraguay 
Peru 
Philippinen 

Portugal (einschl. Azoren und Madeira) *) 
Republik Guinea 
Republik Guyana 
Republik Haiti 
Republik Honduras 
Republik Irland 
Republik Kap Verde 
Republik Südafrika und Südwestafrika 
Réunion 
Ruanda 
Sambia 
São Tomé und Principe 
Saudi-Arabien 
Schweden *) 
Schweiz (einschl. Büsingen, Liechtenstein) 
Senegal 
Seychellen und zugehörige Gebiete 
Sierra Leone 
Singapur 
Somalia 
Spanien *) 
Sri Lanka 
Sudan 
Südjemen 
Surinam 
Swasiland 
Taiwan 
Tansania 
Thailand 
Togo 
Tonga 
Trinidad und Tobago 
Tschad 
Türkei 
Tunesien 
Uganda 
Uruguay 
Vatikanstadt 
Vereinigte Staaten von Amerika (einschl. Puerto 

Rico) 
Volksrepublik Kongo 
Wallis und Futuna 
Westindien 
Westsamoa 
Zaire (ehem. Kongo Kinshasa) 
Zentralafrikanische Republik 
Zypern 

*) Nur bei Versicherungen nach § 49 Abs. 1 Nr. 3. 
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Länderliste G 2 

Afghanistan 
Amerikanische Jungferninseln 
Amerikanisch-Ozeanien 
Andorra 
Angola 
Argentinien 
Äquatorialguinea 
Äthiopien 
Australien 
Australisch-Ozeanien (Heard- und McDonaldinseln, 
Kokosinseln, Weihnachts- und Norfolkinseln) 

Bahamas 
Bahrain 
Bangladesch 
Belgien und Luxemburg 
Belize (ehem. Brit.-Honduras) 
Benin (ehem. Dahome) 
Bermuda 
Bhutan 
Birma 
Bolivien 
Botsuana 
Brasilien 
Britisches Gebiet im Indischen Ozean (Tschagos-
inseln usw.) 

Britisch-Ozeanien 
Brunei 
Burundi 
Ceuta und Melilla 
Chile 
Costa Rica 
Dänemark 
Dominikanische Republik 
Ecuador 
Elfenbeinküste 
El Salvador 
Falklandinseln und zugehörige Gebiete 
Färöer 
Fidschi 
Finnland 
Frankreich (einschl. Monaco) 
Französisches Afar- und Issagebiet 
Französisch-Guayana 
Französisch-Polynesien 
Gabun 
Gambia 
Ghana 
Gibraltar 
Griechenland 
Grönland 
Großbritannien und Nordirland (Vereinigtes König- 
reich einschl. Brit. Kanalinseln und Insel Man) 

Guatemala 
Guinea-Bissau (ehem. Port.-Guinea) 

Hongkong 
Indien (einschl. Sikkim) 
Indonesien 
Irak 
Iran 
Island 
Israel 
Italien (einschl. San Marino) 
Jamaika 
Japan 
Jordanien 
Kambodscha 
Kamerun 
Kanada 
Katar 
Kenia 
Kolumbien 
Komoren 
Korea (Republik) 
Kuwait 
Laos 
Lesotho 
Libanon 
Liberia 
Libyen 
Macau 
Madagaskar 
Malawi 
Malaysia (Malaiischer Bund, Sabah, Sarawak) 
Malediven 
Mali 
Malta 
Marokko 
Mauretanien 
Mauritius 
Mexiko 
Mosambik 
Nauru 
Nepal 
Neukaledonien und zugehörige Gebiete 
Neuseeland 
Neuseeländisch-Ozeanien (Niue-, Tokelau- und 
Cookinseln) 

Nicaragua 
Niederlande 
Niederländische Antillen (Curaçao, Aruba usw.) 
Niger 
Nigeria 
Nordjemen 
Norwegen (einschl. Svalbard [Spitzbergen]) 
Obervolta 
Pakistan 
Panama (ohne Kanalzone) 
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Panamakanal-Zone 
Paraguay 
Peru 
Philippinen 
Portugal (einschl. Azoren und Madeira) 
Republik Guinea 
Republik Guyana 
Republik Haiti 
Republik Honduras 
Republik Irland 
Republik Kap Verde 
Republik Südafrika und Südwestafrika 
Réunion 
Ruanda 
Sambia 
São Tomé und Principe 
Saudi-Arabien 
Schweden 
Schweiz (einschl. Büsingen, Liechtenstein) 
Senegal 
Seychellen und zugehörige Gebiete 
Sierra Leone 
Singapur 
Sri Lanka 

Sudan 
Südjemen 
Swasiland 
Taiwan 
Tansania 
Thailand 
Togo 
Tonga 
Trinidad und Tobago 
Tschad 
Türkei 
Tunesien 
Uganda 
Uruguay 
Vatikanstadt 
Venezuela 
Vereinigte Staaten von Amerika (einschl. Puerto 

Rico) 
Volksrepublik Kongo 
Wallis und Futuna 
Westsamoa 
Zaire (ehem. Kongo Kinshasa) 
Zentralafrikanische Republik 
Zypern 
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Anlage 2 
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Anlage 3 
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Anlage 4 



Drucksache 8/1225 	Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 

Anlage 5 
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Anlage 7 
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Forderungen und Verbindlichkeiten 
aus Finanzbeziehungen mit Gebietsfremden 

Meldung nach $ 82 Abs.1, 2 und 4 der AuBenwirtschaftsverordnung 
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Forderungen und Verbindlichkeiten gegenüber Gebietsfremden 
aus dem Waren- und Dienstleistungsverkehr 

Meldung nach § 62 Abs. 1, 3 und 4 der Außenwirtschaftsverordnung 



Drucksache 8/1225 	Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 

Anlage 8 
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Anlage 9 

Einfuhrgenehmigung-EDV 
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Raum für zollamtliche Eintragungen 
Folgende Waren sind auf Grund dieser Einfuhrgenehmigung eingeführt worden: 
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Begründung 

Betr.: Achtunddreißigste Verordnung zur Änderung der Außenwirtschaftsverordnung 

I. Allgemeines 

Die Achtunddreißigste Verordnung zur Änderung 
der Außenwirtschaftsverordnung (AWV) enthält im 
wesentlichen Angleichungen an geänderte Vorschrif-
ten des Gemeinschaftsrechts und des innerstaatlichen 
Rechts, Bestimmungen zur Durchführung der Süd-
rhodesien-Sanktionen der Vereinten Nationen so-
wie für eine Reihe von Waren die Befreiung vom 
Genehmigungserfordernis bei der Vereinbarung 
oder Inanspruchnahme längerer Lieferfristen. 

Auswirkungen der Verordnung auf Einzelpreise und 
auf das Preisniveau im allgemeinen sind nicht zu 
erwarten. 

II. Im einzelnen 

Artikel 1 

1. Nummern 1, 12 Buchstabe a und Nummer 14 
Buchstabe a 

Durch die Siebenundfünfzigste Verordnung zur 
Änderung der Einfuhrliste — Anlage zum 
Außenwirtschaftsgesetz — (Beilage zum BAnz. 
Nr. 247 vom 31. Dezember 1976) sind die frühe-
ren Länderlisten A und B zu einer Länderliste 
A/B zusammengefaßt worden. Die Vorschriften 
der AWV, in denen auf diese Liste Bezug ge-
nommen wird, werden der neuen Bezeichnung 
angepaßt. 

2. Nummern 2 und 7 

Die Ergänzung des § 6 a Abs. 1 AWV dient der 
Klarstellung, daß die in den angeführten EWG-
Verordnungen festgelegten Qualitätsnormen 
nicht erfüllt zu werden brauchen, wenn diese 
Verordnungen selbst eine entsprechende Aus-
nahmeregelung enthalten. So ist die Ausfuhr 
von Obst und Gemüse, das an Be- oder Ver-
arbeitungsbetriebe versandt wird, von der Ver-
pflichtung zur Einhaltung der Qualitätsnormen 
ausgenommen, wenn der Bestimmungszweck 
nachgewiesen wird (Artikel 3 Abs. 3 Buchstabe a 
und Abs. 4 der EWG-Verordnung Nr. 1035/72). 
Wird dieser Nachweis erbracht, so entfällt ne-
ben dem Erfordernis der Ausfuhrgenehmigung 
auch die Pflicht zur Vorlage einer Kontrollbe-
scheinigung oder Empfangsbestätigung. Diese 
Verfahrenserleichterung findet nunmehr durch 
die Änderung des § 20 a Abs. 3 auch in der 
AWV ihren Niederschlag. 

3. Nummern 3, 7 und 9 

Die Rechtsvorschriften der EG über das gemein-
schaftliche Versandverfahren sind mit Wirkung 
vom 1. Juli 1977 geändert und neu gefaßt wor-
den (ABI. EG Nr. L 38). Die Änderungen des § 10 
Abs. 3, § 20 a Abs. 2 und § 20 e Abs. 1 AWV 
tragen dieser Neuregelung Rechnung. 

4. Nummer 4 

Die in § 12 Abs. 3 AWV festgesetzte Frist für 
die Abgabe des Ausfuhrscheins wird der gleich-
artigen, zum 1. Juli 1977 geänderten Vorschrift 
des § 17 Abs. 3 der Verordnung zur Durchfüh-
rung des Gesetzes über die Statistik des grenz-
überschreitenden Warenverkehrs angeglichen 
(siehe Verordnung vom 24. Juni 1977, BGBl. I 
S. 1020). 

5. Nummern 5, 6, 8 und 14 Buchstaben c und d 

Die Änderungen des § 32 Abs. 1 Nr. 33 AWV 
ergeben sich unmittelbar als Folge der am 1. Ja-
nuar 1977 in Kraft getretenen 28. Verordnung 
zur Änderung der Allgemeinen Zollordnung vom 
17. Dezember 1976 (BGBl. I S. 3584). 

Da mit der genannten Verordnung u. a. die Be-
griffe „Auslandslagerung" und „Auslandbeför-
derung" weggefallen sind, werden die Aus-
nahmefälle der bisherigen Nummern 39 und 40 
des § 19 Abs. 1 AWV sprachlich neu gefaßt; 
sie werden gleichzeitig in einer einzigen Num-
mer 39 zusammengefaßt. Die auf diese Verfah-
renserleichterung verweisenden Vorschriften der 
§§ 16 a und 20 d AWV werden entsprechend ge-
ändert. 

6. Nummer 10 

Die Befreiung vom Erfordernis der Genehmigung 
längerer als der in § 22 Abs. 1 AWV genannten 
Lieferfristen wird auf eine Reihe von Waren 
ausgedehnt, die zur Deckung des inländischen 
Rohstoffbedarfs ständig und in zunehmendem 
Maße eingeführt werden müssen und die üb-
licherweise aufgrund langjähriger Lieferverträge 
bezogen werden. 

7. Nummer 11 

Mit der Änderung der Bezeichnung „Zollanmel-
dung" in „Zahlungsanmeldung" in § 27 Abs. 5 
Nr. 3 AWV erfolgt eine redaktionelle Anpas-
sung an die geänderte Terminologie des Zoll-
rechts. 

8. Nummer 12 Buchstabe b und Nummer 14 Buch-
stabe b 

Der Zuständigkeitsbereich des Bundesamtes für 
gewerbliche Wirtschaft wurde um den Bereich 20 
(Kunststoffwaren) erweitert. Dies ist in der Neu-
fassung der Einfuhrliste bereits berücksichtigt 
worden. Die Änderungen der entsprechenden 
Hinweise in § 27 a Abs. 1 Nr. 3 und § 32 Abs. 1 
Nr. 3 AWV stellen eine Anpassung an diese Er-
weiterung dar. 

9. Nummer 12 Buchstabe c und Nummer 20 

Das Statistische Bundesamt hat für die Anmel

-

dung von Waren zur aktiven Veredelung einen 
besonderen Vordruck aufgelegt (Bekanntmachung 
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über einen statistischen Anmeldeschein für die 
Anmeldung von Waren zur aktiven Veredelung 
vom 28. Juni 1977 — BAnz. Nr. 123 vom 7. Juli 
1977). Blatt 5 des Vordrucksatzes ist die Ein-
fuhrkontrollmeldung, die bei der Abfertigung 
von Waren zur aktiven Veredelung zu verwen-
den ist. 

10. Nummern 13 und 21 

Die Zunahme der vom Bundesamt für gewerb-
liche Wirtschaft zu bearbeitenden . Einfuhrge

-

nehmigungsanträge, vor allem auf dem Textil-
sektor, zwingt aus Kosten- und Zeitersparnis

-

gründen dazu, die Genehmigungen so weit wie 
möglich mit Hilfe einer elektronischen Daten-
verarbeitungsanlage auszustellen. Zu diesem 
Zweck wird ein neuer Vordruck aufgelegt, der 
von der Genehmigungsbehörde neben dem Vor-
druck nach Anlage E 3 zur AWV verwendet 
werden kann. 

11. Nummer 14 Buchstabe e 

Der Katalog der . Waren, die im erleichterten 
Verfahren nach § 32 AWV eingeführt werden 
können, wird um die Waren erweitert, für die 
aufgrund neuer EWG-Verordnungen außertarif-
liche Zollfreiheit gewährt wird. 

12. Nummer 15 

Mit der 61. Verordnung zur Änderung der Ein-
fuhrliste (BAnz. Nr. 146 vom 9. August 1977) ist 
die Einfuhr von Chromerz und Ferrochrom aus 
der Republik Südafrika und Südwestafrika ei-
nem Genehmigungserfordernis unterworfen wor-
den. Diese Beschränkung dient der weiteren 
Durchsetzung der Südrhodesien-Sanktionen der 
Vereinten Nationen. In letzter Zeit haben sich 
nämlich die Verdachtsmomente vermehrt, daß 
südrhodesisches Chrom, roh oder verarbeitet, 
über die Republik Südafrika und Südwestafrika 
in dritte Länder gelangt. Das Genehmigungser-
fordernis für Einfuhren von Chromerz und Ferro-
chrom aus der Republik Südafrika und Südwest-
afrika soll eine derartige Umgehung der Süd-
rhodesien-Sanktionen verhindern helfen. 

Das Genehmigungserfordernis soll auch für die 
Einfuhr zur aktiven Lohnveredelung gelten. Dies 
stellt die Neufassung des § 33 Abs. 4 sicher. 

13. Nummern 16 und 17 Buchstabe a 

Der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen hat 
auf seiner Sitzung am 27. Mai 1977 weitere 
Wirtschaftssanktionen gegen Südrhodesien be-
schlossen. Es handelt sich um die Entschließung 
409 (1977), die völkerrechtlich verbindlich ist. 
Danach sollen solche Zahlungen südrhodesischer 
Stellen oder Personen verboten werden, die für 
Zwecke südrhodesischer Behörden oder sonsti-
ger amtlicher südrhodesischer Stellen in den 

VN-Mitgliedstaaten bestimmt sind. Ausgenom-
men sind lediglich Zahlungen an Stellen, die für 
Renten- oder Pensionszwecke eingerichtet wor-
den sind. 

Eingehende Zahlungen dieser Art werden daher 
einem Genehmigungsvorbehalt unterworfen. Die 
Nichtbefolgung der Vorschrift wird als Ord-
nungswidrigkeit eingestuft. 

14. Nummer 17 Buchstabe b 

Die Neufassung des § 70 Abs. 4 Nr. 10 AWV ist 
erforderlich, da die bisherige Fassung dieser 
Vorschrift hinsichtlich der Abgabe der zugelas-
senen Meldung infolge eines Druckfehlers auf 
Absatz 4 statt auf Absatz 5 des § 27 a verwies 
und keine Ahndung bei Nichterfüllung der in 
Absatz 4 festgelegten Verpflichtungen vorsah. 
Diese Unstimmigkeiten sind durch die neue For-
mulierung nunmehr behoben. 

15. Nummer 18 

Die Länderlisten D, E, F1, F2, G1 und G2 (An-
lage L zur AWV) werden an die Länderbezeich-
nungen des Warenverzeichnisses für die Stati-
stik des Außenhandels der Gemeinschaft und 
des Handels zwischen ihren Mitgliedstaaten 
(NIMEXE) angeglichen. Die NIMEXE-Länderliste 
wird vom Statistischen Bundesamt bereits seit 
dem 1. Januar 1977 angewendet. Die Anpassung 
der Länderlisten A/B und C (Abschnitt II der 
Einfuhrliste) ist bereits erfolgt. 

16. Nummer 19 

Durch die Neuauflage verschiedener statistischer 
Anmeldescheine für die Einfuhr, die mit den 
Zollpapieren und der Einfuhrkontrollmeldung in 
einem Vordrucksatz vereinigt sind (Verbundvor-
drucke), sind die bisherigen als Einfuhrkontroll-
meldungen verwendeten Anlagen E 2 bis E 2 e 
zur AWV überholt. Die neuen Vordrucke wer-
den bereits in der Praxis verwendet. Zur Ver-
einfachung des Meldeverfahrens werden die 
Vordrucke Anlage Z 5 und Z 5 a ohne materielle 
Änderung neugestaltet. 

Artikel 2 

Durch die Gewährung einer Aufbrauchsfrist für die 
bisherigen Vordrucke E 2 bis E 2 e sowie Z 5 und 
Z 5 a zur AWV können noch vorhandene Formulare 
wirtschaftlich verwendet werden. 

Artikel 3 

Diese Vorschrift enthält die Berlin-Klausel. 

Artikel 4 

Diese Vorschrift regelt das Inkrafttreten der Ver-
ordnung. 




